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¥ Berlin/Düsseldorf. SPD und
Grüne proben fünf Wochen vor
der NRW-Landtagswahl den
Schulterschluss. Nach Informa-
tionen unserer Zeitung aus Par-
teikreisen treten die Vorsitzen-
den von SPD und Grünen am
19. April in Berlin gemeinsam
vor die Öffentlichkeit, um ihre
Pläne für eine rot-grüne Landes-
regierung zu erläutern. Neben
der SPD-Spitzenkandidatin für
NRW, Hannelore Kraft, und der
Frontfrau der Landes-Grünen,

Sylvia Löhrmann, sollen SPD-
Chef Sigmar Gabriel sowie die
Kovorsitzenden der Bundes-
Grünen, Cem Özdemir und
Claudia Roth, den Medien Frage
und Antwort stehen.

„Wir kämpfen gemeinsam da-
für, dass Hannelore Kraft Minis-
terpräsidentin einer rot-grünen
Koalition wird. Die Chancen da-
für stehen gut“, sagte der SPD-
Vorsitzende Sigmar Gabriel un-
serer Zeitung. „Die Menschen
wollen, dass endlich wieder eine
an den Menschen orientierte
Landespolitik gemacht wird.“
Grünen-Chef Cem Özdemir er-
gänzt: „Wir wollen gemeinsam
ein deutliches Zeichen gegen die
schwarz-gelbe Politik in Düssel-
dorf und im Bund setzen. Es
geht um ein Aufbruchsignal für
eine andere Bildungspolitik in
NRWundgegen die schwarz-gel-
ben Pläne im Bund.“ In Partei-
kreisen wird die Initiative indes
vor allem damit begründet, dass
SPD und Grüne nach einigen
Jahren der Entfremdung wieder
„Regierungsfähigkeit“ demons-
trieren wollten.

Zuletzt waren im Bundestags-

wahlkampf 2002 rot-grüne Spit-
zenkandidaten gemeinsam auf-
getreten. Damals hatten SPD-
Kanzler Gerhard Schröder und
Grünen-Star Joschka Fischer un-
ter dem Motto „Go on Schrö-
der-Fischer“ zu einem Rockkon-
zert mit der kölschen Kultband
BAP vor das Brandenburger Tor
in Berlin geladen.

In der Phase der großen Koali-
tion war das Verhältnis zwi-
schen SPD und Grünen aller-
dings merklich abgekühlt. Wäh-
rend die SPD mit der CDU im
Bund regierte, gaben die Grü-
nen ihre Fixierung auf die SPD
auf und suchten auf kommuna-
ler und Länderebene das Bünd-
nis mit den Konservativen.

Nun soll es an Rhein und
Ruhr eine Renaissance des Pro-
jekts Rot-Grün geben. „Ich
glaube an ein Comeback“, be-
kannte neulich auch SPD-Gene-
ralsekretärin Andrea Nahles. In
einem Zeitungsbeitrag warb sie
mit der Grünen-Geschäftsführe-
rin Steffi Lemke für das „sozial-
ökologische Projekt“. Der Aus-
ruf war auch als Reaktion auf ei-
nenAufsatz von FDP-Generalse-

kretär Christian Lindner mit
CDU-Umweltminister Norbert
Röttgen verstanden worden, in
dem die schwarz-gelben Politi-
ker eine Modernisierung der so-
zialen Marktwirtschaft gefor-
dert hatten.

Für die NRW-Grünen ist die
Berliner Initiative heikel. Der
Landesverband wirbt offiziell
für eine rot-grüne Koalition,
hält sich ein Bündnis mit der

Rüttgers-CDU aber weiter of-
fen. In den Berliner Parteizentra-
len von SPD und Grünen wird
intern aber längst die Marsch-
route ausgegeben, nur noch
über Rot-Grün zu reden.
Schließlichwürden die Umfrage-
werte eine realistische Option
auf den Machtwechsel in Düssel-
dorf bieten. Einige Wahlkämp-
fer fordern sogar, dass die Wahl-
kampftermine der Spitzenkandi-
daten abgestimmt und inhaltli-
che Initiativen, etwa in der
Schul- und Kommunalpolitik,
auf mögliche Widersprüche ab-
geklopft werden sollten.

Hilfreich bei den Absprachen
dürften die persönlichen Drähte
zwischen den Bundespolitikern
sein. So kann SPD-Chef Gabriel
gut mit dem Grünen-Fraktions-
vorsitzenden Jürgen Trittin.
Beide kennen sich aus gemeinsa-
men niedersächsischen Tagen,
wo Trittin unter dem damaligen
SPD-Ministerpräsidenten Ger-
hard Schröder Umweltminister
war und Gabriel der kommende
Mann in der SPD-Landtagsfrak-
tion. Später beerbte Gabriel Trit-
tin als Bundesumweltminister

und lobte stets die Arbeit seines
grünen Vorgängers.

Der Sozialdemokrat gehörte
auch zu den Ersten, die Trittin
nach seinem Herzinfarkt Ende
Januar Genesungswünsche ins
Krankenhaus übermittelten.
Auffallend, dass sich Trittin in
seinem ersten Interview nach
der Krankheit namentlich nur
beim SPD-Chef bedankte. Im
Umfeld der beiden kennt man
sich ohnehin bestens. Michael
Schroeren, der Pressesprecher
Trittins in der Bundestagsfrak-
tion, war auch schon für Um-
weltminister Gabriel tätig. To-
bias Dünow, Pressesprecher des
SPD-Vorsitzenden, war Stellver-
treter vonSchroeren im Umwelt-
ressort.

Zu viel Nähe soll es dann aber
doch nicht geben. Die Bundes-
Grünen legen Wert darauf, dass
sie einen eigenständigen Wahl-
kampf führen. „Es geht jetzt
nicht um ein neues rot-grünes
Projekt, es geht um die Wahl in
NRW. Hier kämpft natürlich
jede Partei vor allem für sich“,
sagt Grünen-Chef Cem Özde-
mir.

Zahl des Tages

VON MATTHIAS BUNGEROTH

¥ Bielefeld. Die Liebe zur Natur
ist seine Triebfeder. „Ein Son-
nenuntergang ist ein Sonnenun-
tergang“, sagt der durch zahlrei-
che Expeditionen in die Arktis
bekannt gewordene Buchautor
Arved Fuchs. Und meint eigent-
lich das Gegenteil. Vorgänge, die
sich, den Naturgesetzen fol-
gend, regelmäßig wiederholen
wie Ebbe und Flut, Sonne oder
Regen werden von jedem Zeitge-
nossen unterschiedlich wahrge-
nommen. Die Farben des Son-
nenuntergangs etwa oder die In-
tensität eines Regenschauers.

Gleichesgilt für die vielen Ver-
änderungen, denen die Natur
aufgrund unterschiedlicher Ein-
flüsse unterworfen ist. Diese ha-
ben Arved Fuchs „in meiner
Wahrnehmung endgültig einge-
holt. Ich kann sie nicht mehr aus-
blenden. Die Unbefangenheit,
die Unbeschwertheit vergange-
ner Jahre ist mir abhandenge-
kommen“, schreibt Fuchs in sei-
nem neuen Buch „Blickpunkt
Klimawandel“, das im Bielefel-
der Verlag Delius-Klasing er-
scheint und ab 9. April im Buch-
handel zu haben ist.

„Es geht darum, diesen Plane-
ten in einem Zustand zu erhal-
ten, wie wir ihn uns wünschen“,
sagt Fuchs im Gespräch mit die-
ser Zeitung. Es könne nicht in
diesem Sinne sein, die Erde auf-
zuheizen, „weil dann ein großes
Artensterben einsetzen wird“.
Doch angesichts der Erderwär-
mung und der gescheiterten
Weltklimakonferenz in Kopen-
hagen in Depressionen zu verfal-
len ist seine Sache nicht. „Die Kli-
madebatte muss wieder auf die
aktuelle Tagesordnung“, fordert
Arved Fuchs. Deshalb hat er re-
nommierte Wissenschaftler als
Gastautoren gewinnen können,
die sich mit populär geschriebe-
nen Fachaufsätzen der Frage nä-
hern, wie wir in Deutschland
und der Welt mit dem Klima-
wandel umgehen sollten.

Zuihnen gehört Claudia Kem-
fert, Leiterin der Abteilung
„Energie, Verkehr und Umwelt“
am Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) in Ber-
lin. Die Professorin, die an der
Universität Bielefeld studiert
hat, setzt sich dafür ein, dass die
deutsche Wirtschaft die Chan-
cen, die in der Bewältigung der
aktuellen Krisen auf dem Fi-
nanz-, Wirtschafts- und Klima-

sektor zu beobachten sind, noch
konsequenter nutzt. „Die wirt-
schaftlichen Chancen sind sehr
groß“, ist Kemfert überzeugt.
Man müsse sich „so schnell wie
möglich von den fossilen Ener-
gien wie Erdöl verabschieden“,
ist eine ihrer Forderungen. „Wir
brauchen eine CO2-freie und si-
chere Energie.“

Um dies erreichen zu können,
müssten die erneuerbaren Ener-
gien noch stärker ausgebaut wer-
den. Damit sollte die deutsche
Wirtschaft heute beginnen und
„nicht warten, bis andere was
tun“, sagt Kemfert dieser Zei-
tung. Im Bereich der Entwick-
lung alternativer Kraftstoffe
„gibt es noch viel Handlungsbe-
darf“.

Auch die Mobilität ist für
Kemfert ein zentrales Thema
des wirtschaftlichen Umbaus.
So müsse der öffentliche Perso-
nennahverkehr weiter ausge-
baut und die Kfz-Steuer mehr
auf den CO2-Ausstoß der Kraft-
fahrzeuge ausgerichtet werden.
Der wirtschaftliche Umbau
müsse allerdings von der Regie-
rung vorangetrieben werden.
„Wir brauchen eine Klima-
schutz- und Energiepolitik. Die
Märkte regeln das nicht von al-
lein.“ Doch diese Märkte sind ge-
waltig, ist Kemfert sicher. Wenn
man bei der „Green Techno-
logy“, also den ökologischen
Technologien, gut aufgestellt
sei, könnten dort innerhalb von
zehn Jahren eine Million neue
Arbeitsplätze in Deutschland
entstehen. Das Wissen hierfür
sei vorhanden. „Deutschland ist
sehr gut in der Erforschung von
Techniken, aber schlecht in der
Markteinführung“, warnt sie.

Fahrgäste

Kopf des Tages

haben im vergangenen Jahr
den Linienverkehr mit Bus
und Bahn benutzt. Das be-

deutet gegenüber 2008 einen
Anstieg um 1,1 Prozent, wie
das Statistische Bundesamt
in Wiesbaden mitteilt. Da-

mit setzte sich der beständige
leichte Zuwachs der vergan-
genen Jahre fort. Im Durch-

schnitt gab es mehr als 29
Millionen Fahrten am Tag.
Im Nahverkehr legten die

Fahrgäste pro Fahrt durch-
schnittlich 9,4 Kilometer

und im Fernverkehr
285 Kilometer zurück.

Zitat des Tages

Das niederländische Model
zeigt sich nach seiner Brust-
krebserkrankung nun mit

kurzen Haaren. Ihre Perücke
wolle sie „auf keinen Fall“ be-
halten. „Vielleicht finde ich
eine krebskranke Frau, die

sich einesolche Echthaarperü-
cke nicht leisten kann, und
schenke sie ihr dann“, sagte
die 31-jährige Frau des Fuß-
ballers Rafael van der Vaart.

Für sie ist es die „Hauptsache,
überhaupt wieder Haare auf
dem Kopf zu haben. Was für
ein wundervolles Gefühl!“,
sagte sie. „Glauben Sie mir,
wenn jeder Morgen mit auf-

wendigem Styling, also
Wimpern-Ankleben, Augen-

brauen-Aufmalen und
Perücke-Aufsetzen beginnt,
macht das echt keinen Spaß.“

¥ Der Band „Blickpunkt Kli-
mawandel“ hat 224 Seiten und
enthält viele faszinierende Fo-
tos und Grafiken zum Thema.
Inden Aufsätzenführender Kli-
maforscherwerden unter ande-
rem auch die Spezialthemen

„Treibhausgase“, „Energie“
oder „Klimaschutz im Völker-
recht“ beleuchtet. Außerdem
gibt es eine Bilanz der Klima-
konferenz von Kopenhagen.
Das Buch kostet 18 Euro.
ISBN 978-3-7688-3131-4

»Nicht alle
Demonstranten
sind 70er-Jahre-
Blumenkinder.«

ImBestandbedroht: Ein Pinguin in der Antarktis.
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UND WOLFGANG JUNG

¥ Moskau/Warschau. Jahr-
zehntelang belasteten die Ge-
schehnisse in Katyn das Verhält-
nis zwischen Polen und Russ-
land wie eine offene Wunde. 70
Jahre nach dem Massaker des
sowjetischen Geheimdienstes
NKWD versuchten die Regie-
rungschefs Wladimir Putin und
Donald Tusk nun bei ihrem ers-
ten gemeinsamen Gedenken
eine vorsichtige Annäherung.
Auf dem Soldatenfriedhof im
Wald von Katyn bei Smolensk in
Westrussland reichten sich
beide die Hand und warben für
eine historische Aussöhnung.
Denn zwei Jahrzehnte nach dem
Ende der Sowjetunion herrscht
immer noch viel Misstrauen zwi-
schen den beiden Ländern.

In seiner Rede in Katyn pran-
gerte Putin vor allem Sowjetdik-
tator Josef Stalin an, der im Früh-
jahr 1940 mit dem „Befehl P
13/144“ die Ermordung von
rund 22.000 Polen angeordnet
hatte. Stalin habe „Angst gesät
und Menschen gezwungen, ihm
blind zu gehorchen“, betonte
der Regierungschef. Es wäre
aber falsch, dem russischen Volk
die Schuld für die Toten von Ka-
tyn zu geben. Dafür sei ein „un-
menschlicher Totalitarismus“
verantwortlich, sagte Putin.

Angehörige der Opfer werden
damit kaum zufrieden sein. Sie
hatten im Vorfeld in Moskauer
Medien gesagt, sie hofften auf
eine Verurteilung des sowjeti-
schen Geheimdienstes. Das tat
aber der frühere Geheimdienst-
ler Putin nicht.

Tusk mahnte, auf Polen und
Russen warte „der Weg zur Ver-
söhnung“. Er wandte sich in Ka-
tyn direkt an Putin und sagte,
die Opfer „schauten und war-
ten“, ob beide Länder fähig
seien, „Gewalt und Lüge gegen
Aussöhnung“ zu tauschen. In
der kommunistischen Propa-
ganda galt Katyn als deutsches
Verbrechen. Wer die sowjeti-
schen Kommunistenführer als
Täter nannte, musste harte Stra-
fen fürchten. Erst 1990 hatte
Moskau seine Schuld eingestan-
den. Obwohl Putin das von vie-
len Polen erhoffte Wort „Ent-
schuldigung“ in Katyn nicht aus-
sprach, gab es in Warschau un-
mittelbar nach dem Gedenkakt
positive Reaktionen. „Eine
große Geste“, freute sich Ex-Prä-
sident und Nobelpreisträger
Lech Walesa. Die meisten Polen
dürften aber unschlüssig sein,
ob das gemeinsame Gedenken
nur eine Geste oder Teil eines
längeren Aussöhnungsprozes-
ses war.

In Russland hatten in den ver-
gangenen Tagen viele Zeitungen
Hintergrundberichte über Ka-
tyn veröffentlicht. Dabei beton-
ten Historiker und Politiker, es
gebe „keine Alternative zur
Wahrheit“. Dagegen wurde das
Treffen von Putin und Tusk zu-
nächst auffällig wenig beachtet.
Statt einer Live-Übertragung
aus Katyn zeigte das russische
Staatsfernsehen stundenlang Bil-
der des Besuchs von Kremlchef
Dmitri Medwedew in der Slowa-
kei.

10,7 Milliarden

Mehrüberdas Buch

DamitdieSonneauchmorgenaufgeht
Die Gedanken des Arktis-Experten Arved Fuchs und weiterer Fachleute über den Klimawandel

Silvie van der Vaart

Annäherung: Donald
Tusk(l.)undWladimirPu-
tin. FOTO: DPA

Historischer
Handschlag
inRussland

Rot-grünerPaktzurLandtagswahl inNRW
Demonstratives Zusammenrücken nach Jahren der Entfremdung

Das intensive Erlebnis un-
berührter Natur hat Ar-

ved Fuchs nie losgelassen. Auf
Abenteuerreisen durch das
ewige Eis hat er allerdings be-
merkt, wie der Klimawandel
der Erde zusetzt. „Es muss et-
was geschehen“, fordert er.

Ulrich Battis,
Berliner Rechtswissenschaft-
ler, im Innenausschuss des
niedersächsischen Landtags
zur Debatte um ein neues

Versammlungsgesetz
für Niedersachsen

DerMassenmorddesrussi-
schen Geheimdienstes

an polnischen Offizieren in
Katyn hat das Verhältnis zwi-
schen Warschau und Moskau
lange vergiftet. Nun gingen
die Regierungschefs der bei-
den Länder aufeinander zu.

Die Parteiführungen von
SPD und Grünen wollen

im NRW-Wahlkampf zusam-
men gegen die schwarz-gelbe
Landesregierung von Jürgen
Rüttgers (CDU) vorgehen.
Eine gemeinsame Pressekon-
ferenz der Parteichefs in Ber-
lin ist geplant. Rot-Grün solle
wieder als „regierungsfähig“
gelten, heißt es.

Faszinierendes Schauspiel: Sonne, Licht und Eis verwandeln die Ark-
tis in eine einmalige Naturlandschaft. FOTOS (4): DELIUS-KLASING-VERLAG

WarntvorderErderwärmung:
Arved Fuchs.

Annäherung: Cem Özdemir (l.)
und Sigmar Gabriel. FOTO: REUTERS

SiehtChancenfürdieWirtschaft:
Claudia Kemfert.
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